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Die politische Ausnahmesituation, als die offenbar ozele Bür- ersten reı Monaten jeglichen Rechtsschutz (sogenannte
sr ın der Bundesrepublik das parlamentarische 'att un die Fristenlösung) oder die mıiıt der Straffreigabe der Abtreibung
dadurch notwendig gewordenen Neuwahlen ZUu deutschen be1 „allgemeiner Notlage“, wıe der Regierungsentwurf sıe VOL-

Bundestag empfinden, und der Polarisierungsprozeß, der die sıeht, die Tötung menschlichen Lebens aktisch als Miıttel ZUur

Dparteipolitische Auseinandersetzung kennzeichnet, lassen auch Abwehr sozıaler Härten verstehen. Das Zentralkomitee hat
politische Stellungnahmen a4u$s dem birchlichen Raum ın einem diesen Fragen seiıne Auffassung unmißverständlich dargelegt
grelleren Licht erscheinen. Es ıst verständlıch, daß sıch in diese un: konstruktiver Hılfe aufgerufen.
selbst und noch mehr 1 das cho auf sLe polemische Töne Eigenverantwortliches Engagement darf nicht dirigistis&1enfindmischen. Öffentliche Stellungnahmen geraten damit ber ın
Gefahr, z€ nach taktischem der ideologischem Standort NKNY

versorgungsstaatlıchen Entwicklungen geopfert werden. In den
letzten Jahren verstärken sıch Tendenzen, die Eingrifte des

ın einer Richtung, der jeweils gefälligen der jeweils abstoßen- Staates ın Wirtschaft und Gesellschaft auszuweıten und die Er-den, diskutiert werden. Miıt den Erklärungen, die ın der füllung öftentlicher Aufgaben durch treıe gesellschaftliche Kräfte
Vorwahlkampfzeit D“O:  S batholischen remıen verbreitet TWWOUT- erschweren. Gesellschaftliche Freiheit und demokratischer
den, mverhielt sıch Da INAN ım polıtischen Tagesgespräch Staat leben VO:! eigenverantwortlichen Engagement der Bürgerder bommenden Wochen vermutlich noch ofl auf Sze zurück- und ıhrer Gruppen, Zusammenschlüsse un Einrichtungen. Der
bommen wird, ayollten 2017 die wichtigsten 1n der folgenden
Dokumentation ım Wortlaut festhalten, sowelt das Verhältnis Staat darf dıe Tätigkeit der treiıen gesellschaftlichen Kräfte nıcht

einengen oder bevormunden, mu{ s1e unterstützen und re
VO.  > Kirche, Politik un Parteı:en direkt und grundsätzlich da- Entwicklung tördern.
VOo betroffen ıst (vgl. ds Hefl, +73) Soziale Gerechtigkeit und wirtschaftliche Entwicklung mussen

miıteinander in Einklang gehalten werden. Eın Staat, der die
heutige Geldentwertung niıcht ernstha: bekämpft, betreibt eineT,  arung des entralkommitees Politik soz1ialer Ungerechtigkeit. Die Leidtragenden sind VOTLT
allem die wirtschaftlich Schwachen. Besonders betroffen sind die
Famıilien, zumal die Leistungen des Familienlastenausgleichsder eutschen Ka  en

Auf seiner Sıtzung in Münster August merabschiedete
1mM wesentlichen unverändert und daher weıt zurückgeblieben
sınd Wirtschafts- und Finanzpolitik mussen dem Gebot

der Geschäftsführende Ausschuß des Zentralkomitees der Deut- sozialer Gerechtigkeit stehen und dürtfen nıcht Zur „System-schen Katholiken ıne „Erklärung a4u$s Anlaß der bevor- überwindung“ mißbraucht werden. Im bevorstehenden ahl-
stehenden Bundestagswahl“. Die Erklärung ıst 7 ıhres kampf sınd alle Politiker und Parteien aufgerufen, ıhre finanz-
kämpferischen Tons nıcht NuT auf hefligen Widerspruch hbei den un: wirtschaftspolitischen Ziele VO  3 „systemüberwindenden“
Parteıen der gegenwärtıigen Regierungskoalition gestoßen, sOoON- Forderungen abzusetzen.
dern hat auch ıne iınnerkatholische Kontroverse ausgelöst. Da
die Erklärung ım kommenden Wahlkampf mermutlich noch Internationale Zusammenarbeit und die CO da mıiıt der

rıtten Weltr mussen gestärkt werden. Dıiıe Bundesrepublıköfler angesprochen ayerden dürfle, bringen 7017 uU“NSsSeren Lesern
den Wortlaut ZUur Kenntnis. Deutschland hat ihre Politik auf Verständigung und Frieden

ausgerichtet. Auch der Schutz VOTr außerer Gewalt mu(ß eın inte-
Dıiıe Bürger der Bundesrepublik Deutschland sollen noch ın graler Bestandteil uUunserfertr Friedenspolitik se1ın. Dıie Weiıterent-
diesem Jahr über die künftige Zusammensetzung des Deutschen wicklung der Einigung Europas darf nıcht hınter andere außen-
Bundestages entscheiden. Der außerordentliche Wahltermin ent- politische Ziele zurückgestellt werden. Darüber hinaus wollen
spricht der ernsten Sıtuation unNnseres Landes. Wır mit allen Nachbarn 1n West und ÖOst un: MI1t den Ländern
Erstmals 1n unserer Geschichte leben WIr seit Jahren ın eıner der rıtten Welr zusammienarbeiıten. Es ware eın Zeichen der
parlamentarischen Demokratie, die sıch als tragfähige Ordnung Hoffnung, WenNnn WIr über die moralische Kraft verfügten,
für echt und Freiheit erwıiesen hat. Dıiese Ordnung gilt unseren Aufgaben und Pflichten iın der Solidarität miıt der Drit-
.  S1'  ern und weiterzuentwickeln. Sıe kann durch die bevor- ten Welt gerecht werden.
estehende Entscheidung der Wähler gestärkt der geschwächt Extreme politische Gruppen mussen iıne kräftige Absage erfah-werden. Sechs Jahrgänge werden ZU ersten Mal wählen Viele

HC Dıiese Gruppen stellen ıne ernste Gefährdung der rechts-Junge Menschen interessieren sich heute wieder stärker für
Politik. Auch S1e haben Jjetzt die Chance, der Lösung staatlichen Ordnung und der polıtischen und persönlichen

Freiheit dar Sıie dürfen nıcht durch Wahlenthaltung aus Res1i-schwieriger polıtischer Probleme mitzuwirken. Unser Land gnatıon oder Wahlentscheidung aAus Trotest direkt oder indirektbraucht die verantwortungsbewußte Miıtarbeit aller, der Jungen gestärkt werden. Alle, die eine Politik des Friedens, der Ver-und der Alten Zumal die Christen sınd 1mM Gewissen VeI-

pflichtet, ıhre polıtische Verantwortung wahrzunehmen. ständıgung und der Zusammenarbeit der Völker erstreben,
sollten solche politisch radıkalen Tendenzen gemeinsam abweh-

Das Zentralkomitee der deutschen Katholiken wendet sıch ren. Von den Parteıen, namentlich ber VO  } den ewerbern
die Oßfeentlichkeit und bittet alle, 1m Wahlkampf und be1 der für den Bundestag wir, daß sie sıch eindeut1g
Wahlentscheidung entsprechend der krıitischen Sıtuation unseres von „systemüberwiındenden“ und nationalıistischen Forderungen
Landes andeln. distanzieren. Sozialistische Utopien, ber auch nationalistische

Ilusionen werden wieder politischen Programmen. Aber
Die Bındung unNnseres Volkes echt und sittliche Werte muß
gefestigt werden. Mehr un: mehr wiırd bei uns persönliche nıcht eın wirklichkeitsfremder Utopismus, der dıe Freiheiten des

demokratischen Staates dessen Beseitigung mißbraucht, sON-
Freiheit MT subjektiver Beliebigkeit verwechselt. Zunehmende dern der Mut ZU heute Machbaren 1St das Gebot der Stunde.
Brutalıität, Verherrlichung und Anwendung VO:  3 Gewalrt SOW1e
der Versuch, dem ungeborenen Leben den rechtlichen Schutz
entziehen, sind unübersehbare Sıgnale dafür, 1eweılt 1n unserer der Arbeitsgemeinschaft
Gesellschaft eın durch subjektive Beliebigkeit bestimmtes soz1al- katholischer erDandeschädliches Verhalten fortgeschritten 1St. Es 1st besorgn1s-
erregend, da{fß der Staat se1it einigen. Jahren diesem sittlichen Der Erklärung des Geschäflsführenden Ausschusses des 7Z7dK
und rechtlichen Verfall ımmer weniger entgegenwirkt. So wWelt- VO August folgte September eın Aufruf der katho-
den dem Deutschen Bundestag heute Entwürfe ZUTr Reform des lischen Verbände, der auf der Tagung der Arbeitsgemeinschafl

218 StGB vorgelegt, die dem menschlichen Leben 1n den katholischer Verbände (vom und S_eptember) verabschie-
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det wurde. Die Erklärung der Verbände, die auf einem Vor- Der uneingeschränkte Schutz jeden menschlichen Lebens
entwurf beruht,; der einem Teil DO:  < der gleichen Personen- und damıt der umfassende strafrechtliche Schutz auch des —-

gruppe ınıtıert wurde WLLE der Vorentwurf für die Erklärung geborenen Lebens bei gleichzeitiger wirksamer Hılfe für 11
des Zentralkomitees,; verhalt sıch eLWaAas distanzıerter Darteı- Not schwangere Frauen: die Jjetzt vorgelegten Gesetz-
politischen Fragestellungen ım tagespolitischen Sınne und be- entwürfe ZUr Reform des 218 werden diesen Forderungen
7ieht sıch wenıgstens ım ersien Teil stärker auf grundsätzlıche nıcht gerecht.
gesellschaftliche Entwicklungen. Der Aufruf bekräftigt seiner-
seıts nOCHMALS die Erklärung des Zentralkomitees. Eindeutige Ma{fßnahmen die zügellose Ausbreitung

gewaltverherrlichender und unsıttlicher Vorstellungen; die der-
zeıtıgen Liberalisierungstendenzen durchlöchern den : beson-Die kommenden Bundestagswahlen finden in einer Situation

esonderer Belastung unNnserer freiheitlich-demokratischen Ord- deren Schutz, dessen Kınder und Jugendliche bedürten.
Nung Diese Ordnung, deren Autfbau uUuNseTrTeI Staat innere Eıne 1m Grundsatz der Chancengleichheit und partnerschaft-
Sicherheit und Änsehen den Völkern verschaflt hat, wiırd lıchen Zusammenarbeit Orlentierte planmäßige Förderung der
zunehmend edroht. Zudem erleben WIr einen tiefgreifenden freien gesellschaftliıchen Kräfte bei der Erfüllung der ihnen
gesellschaftlichen Wandel, der stärker denn Je den Lebensbereich stehenden und VO  3 ıhnen wahrgenommenen Aufgaben, die 1m
jedes einzelnen erührt: öftentlichen Interesse lıegen, insbesondere 1m Bereich der Er-

der gesellschaftliche Fortschritt verschiebt die Anforderun- wachsenen- und Jugendbildung, der Aus- und Weiterbildung,
SCh und Bedürfnisse 1n der Arbeitswelt un 1n der beruflichen der Sozial- und Jugendhilfe un des Gesundheıitswesens:;: in
Aus- und Weıiterbildung; Bund und Ländern sınd Bestrebungen testzustellen, die das

die technis  e und wirtschaftliche Entwicklung verlangt VO  e eigenverantwortliche Engagement ZUgunsten einer VeErSOTKUNGS-
staatlichen Entwicklung einengen.der Gesellschaft eUue Lösungen, die dem gerechten Ausgleich

und dem sozialen Frieden dienen: Eıne Retorm des Bildungswesens in öftentlicher und gleich-
berechtigter freier Trägerschaft, die Wissensvermittlung undtragende und gesellschaftliche Strukturen, Ww1e dıe Familie,

werden vielfach in Frage gestellt und verändern ihre ber- Wertorientierung 1 Sınne unNserifer Verfassung verbindet und
kommenen Funktionen; Jungen Menschen die Chance 71Dt, sıch in eigener freier Ent-

scheidung den Anforderungen 1m Beruf und 1n der Gestaltungdas wiırtschaftliche und sozijale Getälle innerhalb unseres

Landes, Europas und den Ländern der rıtten Welt stellt ihres Lebens 1in Familie, Gesellschaft und Staat verantwortungs-
Aufgaben, die noch längst ıcht 1n ihrer vollen Tragweite bewußrt stellen können. Die Bıldungspolitik der etzten re

hat dem Vorwand VO Wertfreiheit und Toleranz einenkannt und bewältigt sınd und doch schon Jjetzt beträchrtliche
Rückwirkungen auf Nsere Gesellschaft haben Leerraum geschaffen, der zunehmen durch ideologische Vor-

stellungen ausgefüllt wird.
Die mi1ıt den enannten Beispielen gekennzeichnete Vielschich-
tigkeit und häufig empfundene Undurchsichtigkeit der gesell- Eın Schulrecht, das dıe Verwirklichung des Elternrechts 5Cc-
schaftlichen Prozesse lösen weıthın Unsicherheit und Unbeha- währleistet und eine ANSCMESSCHE Mitwirkung und Mitbestim-

MUung der FEltern und Erziehungsberechtigten 1mM Schulwesen
SCH A4US Be1i vielen 1assen s1ie Ratlosigkeit der Sal Resignatıon siıchert.und damıt politische Abstinenz entstehen. Be1 anderen be-
wiıirken sS1ie Flucht 1ın politische Utopien der in reaktionäre Eine Familienpolitik, die dem ın der Verfassung begrün-

deten Schutz und der unersetzlichen Funktion VO:  » Ehe undRessentiments und damıt das Streben nach radikaler Verände-
IUNs uUuUNseTer politischen Ordnung. Solche Tendenzen stellen ıne Famiılie 1in unserer Gesellschaft entspricht SOW1e konkrete
ständıge Getahr tür den freiheitlichen und sozialen Rechtsstaat familienpolitische Mafßnahmen, die insbesondere die Diskrimi-
dar, deren sıch viele noch ıcht bewußt sınd Sıe führen einer nierung der Familien MIt mehreren Kındern ausschließen und
Stärkung jener Kräfte, die dem Deckmantel VO:  »3 Retformen ıhnen eınen wirtschaftlichen Status unter Ausgleich ihrer La-
vorgeben, die Lösung schwerwiegender gesellschaftlicher Pro- StCNH, die S1e tür die Gesellschaft LTagen, gyarantıeren. Diese For-
bleme se1 Ur durch eine sSOgeNaNnNLeE Systemüberwindung bıs ZUr derung erhält eıne besondere Bedeutung, da 1n zunehmendem
Aufhebung unserer Verfassung möglıch. Eıne sinnvolle und tort- Ma(ße außerfamiliäre Erziehungskräfte nıcht 1Ur famılien-
schrıttliche Entwicklung der Gesellschaft, die den gegebenen ergänzende, sondern familienersetzende Funktionen erhalten

sollenVerhältnissen und den gestellten Anforderungen gerecht WEEI -

den will, bedarf ber eıner beständigen und verläßlichen poli- Eıne Einkommens- und Vermögenspolitik, dıe die Sozial-
tischen Ordnung. Dıe parlamentarische Demokratie unserer pflichtigkeit des Eıgentums betont, ber kollektivistische Vor-
Verfassung biıetet hinreichende Gewähr dafür, daß die Gesell- stellungen ausschlie{ßt, d1e wirtschaftliche und soziale Posıtion
chaft ıhre Aufgaben und Probleme in Freiheit erftüllen und des Burgers, insbesondere des Arbeitnehmers, durch-
lösen ann Die notwendige Fortentwicklung der poli- bezogenes Eıgentum auch Produktionsmitteln und durch eın
tischen Ordnung 1sSt Nur möglıch, wenn s1e 1n ıhren unveränder- Gemeinwohl Orjentiertes Bodenrecht Öördert.
lıchen Grundsätzen akzeptiert und VO  ; allen und
geschützt wird. Eıne Fortentwicklung der soz1alen Marktwirtschaft, 1n der

die Stellung der Arbeitnehmer durch erweıterte Formen der
Be1i den Diskussionen 1m Wahlkampf wiıird deshalb ZUuUerSt und Mitbestimmung gestärkt wırd.
VOTr allem prüfen und festzustellen se1n, Eıne Wirtschafts- und Finanzpolitik, die die wirtschaftliche

ob und ın welchem Umfange dıe Parteıen un ihre Kan- Leistungsfähigkeıit verbessert, dıe Vollbeschäftigung sichert,idaten bereit sind, sıch VO  $ politischen Programmen
und Posiıtionen eindeutıg abzusetzen und

der Inflation energisch entgegenwirkt und damıt die Basıs tür
notwendige Reformen chaflt, sıch als Mittel der System-für die Erhaltung MS CRHET: rechtsstaatlichen Verfassungs- überwindung verstehen.

ordnung bedingungslos einzutreten. Eıne Grundsatz weltweiter Partnerschaft Orıentierte
Darüber hınaus sollte 1m Wahlkampf Klarheit ber dıe grund- Entwicklungspolitik, die ZU Abbau der zunehmenden Kluft
sätzliche Haltung und die konkreten Vorstellungen der Par- zwiıschen Überfluß und Armut beiträgt und deren Ziele 1n der
teien und ihrer Kandıdaten VOLT allem folgenden Sachver- Wırtschafts-, Sozial- und Strukturpolitik berücksichtigt werden
halten erreicht werden, die nach Meınung der Arbeitsgemein- mussen.
chaft der katholischen Verbände einer politischen Lösung be-
dürfen: Die katholischen Verbände bekräftigen arüber hınaus die

Erklärung des Zentralkomitees der deutschen Katholiken Aus
Dıie enegrgische und nı NUur verbale Abwehr der Anwen- Anlafß der Bundestagswahl und ordern ıhre Mitglieder auf,

dung VO Gewalt gleich welcher Art ZUur Durchsetzung poli- auch den darın enthaltenen Aussagen und Forderungen durch
tischer Ziele aktiıve Beteiligung 1M Wahlkampf Geltung verschaften und
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s1e bei ihrer Wahlentscheidung berücksichtigen. Sie hbitten deren freien Kräften der desellé&1afl am Äufbau Sunseras Staa-
ıhre Mitglieder, die Kandıiıdaten der Partejıen über re Pro- tes und seiner Ordnung entscheidend mitgewirkt. Sıe halten 6S

STAaMMMC und konkreten Vorhaben befragen. Zu den Ver- daher gerade 1M gegenwärtigen Augenblick für hre Pflicht,
anstaltungen der katholischen Verbände sollten Kandıdaten nıcht Zzu schweigen, sondern AUS ıhrer Verantwortung alles
für den Bundestag eingeladen und mit ıhnen ıhre politischen ıhnen Möglıche CtunNn, damıt dıe kommende ahl Freiheit
und gesellschaftlichen Vorstellungen diskutiert werden. und Recht, Fortschritt und Sicherheit 1n unserem Staat und
Dıie Entscheidungen des künftigen Parlaments haben Einfluß dadurch auch 1n der Völkergemeinschaft gewährleistet.
aut uns alle Katholische Verbände haben mıiıt -

Erklärung der eutschen Bischofskonferenz gesell-
schaftspolitischen Entwicklung
Auf ıhrer Herbsttagung ın Fulda hat die Deutsche Bischofs- spruch. Auft der einen Seıite werden Mündigkeit und Emanzı-
konferenz neben einer Reihe v“o  x Stellungnahmen und Riıcht- patıon gefordert, die sıch reilich häufig als verantwortungslose
Iinıen Fragen des bırchlichen Lebens auch eine „Erklärung Willkür erweisen. Auf der anderen Seıite drohrt die Freiheit der
ZUuYT gesellschaflspolitischen Entwicklung ın der Bundesrepublik“ einzelnen und der Gruppen durch ımmer stärkere Bevormun-
verabschiedet. Dıiıese versteht sıch weder als Wahlhirtenbrie} dung VO: seıten des Staates und der Behörden 1n bedenklicher
noch als Ersatz dafür Eın Wort ZUuY Waıahl wurde gesondert Weise ausgehöhlt werden. Derselbe Staat, der die sittlichen
beschlossen, 1n Fulda ber noch nıcht veröffentlicht. Dıie Bischöfe Grundwerte ımmer weniger schützt, greift mi1t seiınen Anord-
sehen dieses Dokument als Fortsetzung der Reihe ıhrer his- NungenNn tief ın viele Lebensbereiche ein, da{fß die Eıgenver-
herigen Verlautbarungen Z Themen des gesellschaflspolitischen antwortung, besonders 1m Bildungs- und Erziehungswesen ‚—
Bereichs. Das Dokument nımmt nıcht ZUuYT gesellschafllichen Fat- w 1ıe 1mM sozial-carıtativen Bereich, immer mehr eingeengt un
wicklung ınsgesamt Stellung. FEs ıst 1 der Substanz eın Appell dadurch verantwortliches Handeln verhindert wird

alle gesellschafllich verantwortlichen Kräfte, der, WE dıe Der Abbau der sittlichen VWerte und das Zurückdrängen derBischöfe feststellen, „Immer mehr sıch greifenden Zerrüt- persönlichen Verantwortung beginnen sıch bereits 1n der echt-
IUuNng menschlicher Grundwerte“ wehren. Sıe geben ın teils
auffallend scharfen Formulierungen ıhrer Sorge ber Trends sprechung auszuwirken. Noch 1n den fünfzıger Jahren wurde

dıe Übereinstimmung der entscheidenden Rechtsnormen mMi1tAusdruck, dıe sıch ın für dıie sıttliche Qualität ' der Gesellschafl dem Sıttengesetz als selbstverständli vorausgeSetzt. Heute 1Stentscheidenden Fragen abzeichnen (öffentliche Sıttlichkeit, das nıcht mehr der FallSchutz des Lebens), s$ze sprechen ber auch andere politische er Abbau der sittlichen Werte untergräbt die FundamenteThemen (Familienpolitik, Reideologisierung ın der Jugend, der Gesellschaft und könnte für manche Politiker ZuUur Versu-politischer Radiıkalismaus). Adressaten der Erklärung sind nıcht
NKY dıe politischen Parteıen, sondern alle gesellschafllichen chung werden, soz1ıalen Utopiıen verftallen un den Forderun-
Gruppen und Kräfle Hiıer der Wortlaut. Die 7Zayıschenüber- gCcnh unrealistischer Programme nachzugeben. Auft diese Weise

würde der Staat 1n die Getahr geraten, einer Gefälligkeits-schriften siınd D“Oo  - der Reda/etiogt. dem9kratie abgewertet werden.
In den etzten Jahren haben WIr Bicchöfe. wenn WIr uns ZuUr

Vollversammlung trafen, ımmer wieder auch Fragen des
gesellschaftlichen Lebens Stellung D  men ZU: Frieden - II Entwicklungen, die denken geben
ter den Völkern und 1in der Gesellschaft (1968), den Men-

Im tolgenden weısen WIr auf einıge -Entwicklungefi hınschenrechten (1968), den Gefahren rechts- und linksextremer
Der Sınn für die unantastbare Würde des menschlichen Le-polıtischer Bewegungen (1969), ZUr Zunahme VOoO  ; Gewalttaten

(1970), ZULr Strafrechtsreform (1970), ZUr Verbreitung der Por- ens scheint in unNnsereTtr Gesellschaft schwinden. In manchen
reisen wiırd der Satz des Grundgesetzes nıcht mehr gC-nographie (1970) ZUTFr Verantwortung in der Wohlstandsgesell-

chaft (1971), ZU Schutz des ungeborenen Lebens (1972) NOMMCN, daß die freie Entfaltung des einzelnen ıhre renzen
hat 1n den Rechten anderer und in dem Sıttengesetz. Das ze1ıgtHeute greiten WIr eın Thema auf, das 1n etzter eıt viele Men- anderem die Diskussion die Retform des 218 StGB,schen 1n unNnseremn Volk bewegt. Es 1St die ımmer mehr sıch 1ın der eınem Verfügungsrecht der Frau über das ungeborenegreifende Zerrüttung der menschlichen Grundwerte. Wır hoffen,

dafß dieses Wort der Besinnung VO:  - den Gläubigen, VO'  - den Leben das Wort geredet wıird Auch die bisher dem Bundestag
vorliegenden Reformentwürfe laufen w 1e WIr bereits 1Mgesellschaftlichen Gruppen und VO'  ; den Verantwortlichen 1mM Februar feststellen mufsten auf 1iıne weitgehende Preisgabeöftentlichen Leben gut aufgenommen wird. Grund dieser

Hoffnung siınd die zahlreichen Kräfte der Erneuerung, die sıch des strafrechtlichen Schutzes des ungeborenen Lebens hinaus.
Die Zunahme der Gewaltverbrechen bis hın zum geplantenin vielen Teıilen unNserIes Landes N, sSOW1e die Bereitschaft

vieler, VOT allem auch jJunger Menschen, 1n Staat, Gesellschaft Mord Aaus ıdeologischen Gründen zeıgt ebenfalls, daß das S1ıtt-
und Gemeinden Verantwortung übernehmen. Eın Bekennt- ıche BewulßfßStsein ın unserem Volke gefährdet ISt. Eindeutig
nN1s den sıttlichen Werten und ZUTr Menschenwürde 1St auch verbrecherische Handlungen werden VO nıcht wenıgen Sym-

pathisanten unterstutzt und gedeckt. Schriften, die Anweısun-ıne tatkräftige Hılfe, die Volk ZuUur Überwindung der
Elendszustände 1n den Entwicklungsländern eistet. SCH ZuUur Gewaltrtätigkeit enthalten, erscheinen often auf dem

Büchermarkt. Gewaltdarstellungen laufen ımmer wiederDas alles ermuntert uns, gEIrEU unNnserer Verantwortung für das Bildschirm VOor den Augen auch der Kınder 1b Die Geschäfte-allgemeine Wohl, NSere Besorgnisse auszusprechen und auf macher der Pornographie bieten VO Monat Monat ımmerAbhilfe drängen. skrupelloser Erzeugnisse d' 1n denen Sexualıtät MIt Sadısmus
und Brutalität gekoppelt WIr Das alles wird nıcht selten mıt
gesellschaftsreformerischen Ideologien verbrämt.Der Trend n Abbau sıttlicher Werte

Wır alle haben 1n den letzten Monaten mı1t Entsetzen erleben
In der modernen Gesellschaft 1Sst der Trend unverkennbar, den müussen, w1e die Gewalt auch iın den politischen Auseinander-
einzelnen VO: persönlicher Verantwortung ZUgunsten der öftent- SEIZUNGEN siıch greift. Neben kleineren Gruppen, welche die
liıchen Hand „entlasten“. Dabei begegnen WIr einem Wiıder- bestehende Ordnung miıt Bomben und Mord umsturzen wollen,
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